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An das  
Bundeskanzleramt  
Verfassungsdienst 
Ballhausplatz 2 
1010 Wien 
per Email: verfassungsdienst@bka.gv.at   

 
 
Wien, am 8. Juni 2026    
 
Entwurf eines Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das 
Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 geändert wird 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Die Bundeskammer der Ziviltechniker:innen bedankt sich für die Übermittlung des 
Begutachtungsentwurfs und erlaubt sich dazu folgende Stellungnahme abzugeben: 
 
Die Bundeskammer begrüßt die Intention, Maßnahmen beschließen zu wollen, welche 
der Beschleunigung des Verwaltungsverfahrens dienen, denn auch die 
Ziviltechniker:innen haben längst den Eindruck gewonnen, dass das Fehlen von 
Amtssachverständigen zu erheblichen Verfahrensverzögerungen führen kann.  
 
Die geplante Neureglung, wonach Amtssachverständige anderer 
Gebietskörperschaften beigezogen werden können, sofern ein entsprechendes, 
behördliches Ersuchen gestellt und dieses positiv beantwortet wird, erscheint keine 
abschließende Maßnahme zur Verfahrensbeschleunigung zu sein. Letztendlich soll mit 
dem Gesetzesentwurf ein weiterer, von zwei Behörden zu bearbeitender 
Verfahrensschritt eingeführt werden: Eine Behörde hat ein Ersuchen zu stellen und 
eine weitere hat es zu bearbeiten. Damit erfolgt keine Reduktion des 
Verfahrensaufwands, sondern eine weitere, verzögernde Verfahrenskomponente 
eingeführt. 
 
Es ist überdies nachvollziehbar, dass es angesichts der Vielzahl an betroffenen 
Rechtsmaterien schwierig ist, eine allgemein gültige Reaktionszeit für Ersuchen auf 
Zurverfügungstellung eines Amtssachverständigen vorzusehen. Eine solche erscheint 
jedoch gerade im Sinne der Beschleunigung der Verfahren als zwingend erforderlich. 
Ansonsten läuft die ansuchende Behörde Gefahr, bis auf unbestimmte Zeit zuwarten 
zu müssen, bis sie im nächsten Schritt gemäß § 52 Abs 2 AVG einen nicht amtlichen 
Sachverständigen beiziehen kann. Der Regelungsentwurf ist damit zu unbestimmt und 
lässt offen, ab wann in der Folge auf die Bestellung eines nicht amtlichen 
Sachverständigen zurückgegriffen werden kann. 
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Die Bundeskammer spricht sich daher im Sinne der Verfahrensbeschleunigung dafür 
aus, anstelle der vorgeschlagenen Verfassungsbestimmung die im AVG bestehenden 
Regelungen zur Beiziehung nicht amtlicher Sachverständiger zu erweitern bzw. zu 
vereinfachen, ohne dass weitere, zu bearbeitende Ersuchen erforderlich sind. 
Insbesondere da es genügend, gut verfügbare nicht amtliche Sachverständige, wzB. 
Ziviltechniker:innen, gibt, die zur Gutachtenserstellung und Unterstützung der 
Behörden im Verwaltungsbehördlichen Verfahren geradezu prädestiniert sind: 

Ziviltechniker:innen unterliegen einem staatlich geregelten Qualifikations-, Befugnis- 
und Aufsichtssystem nach dem Ziviltechnikergesetz (ZTG). Dieses stellt ein hohes Maß 
an Fachkompetenz, Unabhängigkeit und Vertrauenswürdigkeit sicher. Die Zulassung 
als Ziviltechniker:in setzt ein abgeschlossenes einschlägiges Hochschulstudium, eine 
mehrjährige facheinschlägige Berufspraxis, die erfolgreiche Ablegung der 
Ziviltechnikerprüfung sowie die Verleihung der Befugnis und Beeid igung  durch 
Bundesbehörden voraus. Insofern müssen Ziviltechniker:innen bei der Beiziehung als 
nichtamtliche Sachverständige gemäß § 52 Abs 3 vorletzter Satz AVG auch nicht mehr 
extra beeidet werden. 

Gutachten und  Befunde von staatlich befugten und beeideten Ziviltechniker:innen 
genießen gemäß § 3 ZTG die Bew eisk raf t  öf fent l icher  Urk unden. 
Verwaltungsbehörden können diese Urkunden so behandeln, als wären sie von ihnen 
selbst ausgefertigt worden (§ 3 Abs 3 ZTG iVm § 292 ZPO). Ziviltechniker:innen agieren 
daher im Rahmen Ihres Fachgebiets als „verlängerter Arm der Behörde". Diese 
gesetzlich verankerte Beweis- und Vertrauenswürdigkeit qualifiziert 
Ziviltechniker:innen vor allem auch zur Gutachtenserstellung im 
verwaltungsbehördlichen Verfahren. 

Insofern schlägt die Bundeskammer folgende Änderung des § 52 AVG vor: 

§ 52. (1) Wird die Aufnahme eines Beweises durch Sachverständige notwendig,
so sind die der Behörde beigegebenen oder zur Verfügung stehenden amtlichen 
Sachverständigen (Amtssachverständige) beizuziehen. 
(2) Die Behörde kann ausnahmsweise andere geeignete Personen als Sachverständige
(nichtamtliche Sachverständige) heranziehen, wenn

1. Amtssachverständige nicht zur Verfügung stehen,
2. es mit Rücksicht auf die Besonderheit des Falles geboten ist oder
3. davon eine wesentliche Beschleunigung des Verfahrens zu erwarten ist,

die Heranziehung von der Partei, die den verfahrenseinleitenden Antrag gestellt hat, 
angeregt wird und die daraus entstehenden Kosten einen von dieser Partei 
bestimmten Betrag voraussichtlich nicht überschreiten. 
[…] 

Um Berücksichtigung der Stellungnahme wird ersucht. 

Mit freundlichen Grüßen 

Arch. DI Daniel Fügenschuh 
Präsident  


